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Demokratie und Politik im globalen 

Kapitalismus, Edition ID-Archiv, 
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Im Vorwort weist Hirsch {1)  darauf 
hin, daß der auf Liberalisierung und 
Deregulierung des Geld- und Kapital­
verkehrs beruhende Globalisierungs­
schub der Internationalisierung des 
kapitalistischen Prod uktionsverhält­
nisses völlig neue Dimensionen ver­
leiht. Somit verändert sich zum zwei­
ten Mal in diesem Jahrhundert das Ge­
sicht des Kapitalismus einschneidend. 
Einhergehend damit vergrößern sich 
die sozialen Ungleichheiten, wachsen 
die politischen und sozialen Konflikte, 
und die weltweiten Flucht- und Mi­
grationsbewegungen nehmen dramati­
sche Ausmaße an. Schließlich wird mit 
fortschreitender Globalisierung kapi­
talistische "Standortsicherung" in 
praktisch allen Staaten zum vorrangi­
gen politischen Ziel, zu dem es keine 
Alternativen mehr zu geben scheint. 

Im Prozeß der Globalisierung struk­
turiert sich der Kapitalismus nachhal­
tig um, d. h. nicht nur die gesellschaft­
lichen Strukturen verändern sich, son­
dern auch der Charakter des Staates. 
Parallel dazu kommt es zu einer Ver­
schiebung der Fronten, Akteure und 
Perspektiven politisch-sozialer Kon­
flikte. Der mit den Merkmalen eines 
"autoritären Etatismus" ausgestattete 
fordistische "Sicherheitsstaat" macht, 
so Hirsch, einem neuen Typ des kapi­
talistischen Staates, dem "nationalen 
Wettbewerbsstaat" , Platz. Als Ant­
wort darauf bedarf es ganz allgemein 
einer kritischen Kapitalismus- und 
Staatstheorie, die neuere wissen­
schaftliche Entwicklungen, die seit 
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den sechziger Jahren gemachten poli­
tischen Erfahrungen und die stattge­
fundenen gesellschaftlichen Verände­
rungen mitberücksichtigt. 

Im ersten Kapitel des Buches geht es 
um die Weiterentwicklung des Kon­
zeptes einer materialistischen Staats­
theorie und um die Verbindung mit 
den kapitalismus-theoretischen An­
sätzen, die im Kontext der sogenann­
ten "Regulationsschule" vorgelegt 
worden sind. Dabei steht vor allem der 
Zusammenhang von Kapitalismus, 
Nationalstaat, Demokratie und Ras­
sismus zur Diskussion. Für Hirsch ist 
diese Vorgehensweise insofern von Be­
deutung, da auf die staatstheoreti­
schen Grundlagen politischer Konzep­
te in der "aktuellen" linken Diskussi­
on kaum noch eingegangen wird. 

Um die Frage, was der kapitalisti­
schen Gesellschaft über ihre Konflikt­
und Krisenhaftigkeit hinweg Bestand 
und Dauer verleiht, beantworten zu 
können, bedarf es jedoch einer genau­
en Betrachtung des Prozesses der ka­
pitalistischen "Regulation" . Die Ver­
gangenheit hat gezeigt, daß der Kapi­
talismus seit seiner Entstehung trotz 
gleichbleibender Strukturmerkmale 
sowohl räumlich wie auch zeitlich 
höchst unterschiedliche Erschei­
nungsformen angenommen hat. Die 
Regulationstheorie ist vor dem Hinter­
grund der in den siebziger Jahren aus­
gebrochenen zweiten Weltwirtschafts­
krise dieses Jahrhunderts entwickelt 
worden und stellt den Versuch dar, 
den damit verbundenen theoretischen 
Verunsicherungen - sowohl auf dem 
Feld der etablierten Nationalökono­
mie als auch im Umkreis der Marx­
schen Theorie - Rechnung zu tra­
gen (2). Sie richtet ihre Aufmerksam­
keit auf die problematischen Bestand­
und Entwicklungsbedingungen einer 
durch strukturelle Gegensätze zerris­
senen Gesellschaft, d. h. sie stellt die 
Frage nach der Sicherung der materi­
ellen Versorgung und des sozialen Zu­
sammenlebens unter kapitalistischen 
Produktionsverhältnissen. Dabei wird 
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davon ausgegangen, daß der Marktme­
chanismus dies keinesfalls zureichend 
erklären kann, genausowenig wie, so 
Hirsch, die Existenz des zentralisier­
ten staatlichen Gewaltapparats eine 
hinreichende Bedingung für die Stabi­
lität und Entwicklung der Gesell­
schaft ist (3). 

Die allgemeine Antwort auf die ein­
gangs gestellte Frage lautet daher, daß 
es dazu eines weitverzweigten, durch 
die Begriffe "Markt" und " Staat" 
nicht zureichend erfaßbaren Komple­
xes gesellschaftlich-politischer Insti­
tutionen und Normen bedarf, in die al­
le ökonomischen und politisch-admi­
nistrativen Prozesse eingebettet sind. 
Diese sorgen dafür, daß die gegensätz­
lichen und konfliktarischen Handlun­
gen von Individuen, gesellschaftlichen 
Gruppen und Klassen in Übereinstim­
mung mit den Bedingungen des Ge­
sellschaftserhalts gehalten werden 
können (4) . 

Die Sicherung der Kapitalverwer­
tung ist zwar eine grundlegende Be­
standsbedingung jeder kapitalisti­
schen Gesellschaft, aber sie darf nicht 
als ein objektiv vorausgesetzter 
Zwangsmechanismus verstanden wer­
den, dem sich soziales Verhalten ein­
fach nur anzupassen hat. Die sozialen 
Formen und Gesetzmäßigkeiten, die 
für die kapitalistische Gesellschaft ty­
pisch sind, wie etwa der Zwang zur 
Akkumulation, der Markt- und Preis­
mechanismus etc. ,  kommen immer in 
einer historisch spezifischen Gestalt 
zum Ausdruck. Das bedeutet, daß die 
Art und Weise der materiellen Pro­
duktion und Verteilung immer von der 
jeweiligen Form der Regulation sozia­
ler Verhältnisse abhängig ist und um­
gekehrt. Die Regulationstheorie stellt 
somit nicht nur eine deutliche Alter­
native zu dem die ökonomische Theo­
rie derzeit beherrschenden Neolibera­
lismus, sondern auch zu den aktuellen 
Spielarten der Modernisierungstheo­
rie und des "methodischen Individua­
lismus" in den Sozialwissenschaften 
dar. 
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Im zweiten Kapitel werden die öko­
nomisch-politischen Ursachen und In­
halte des aktuellen Globalisierungs­
schubs untersucht. Hierbei geht es vor 
allem um die in den siebziger Jahren 
manifest gewordene Krise des fordisti­
schen Kapitalismus und die Strategi­
en, die zu ihrer Überwindung einge­
schlagen wurden. Hier vertritt Hirsch 
die These, daß die Globalisierung und 
deren Folgen nicht als unvermeidliche 
und quasi gesetzmäßige Entwicklung, 
als Ausdruck einer unverrückbaren 
"Logik" des Kapitals anzusehen sind, 
sondern ein ökonomisch-politisches 
Projekt darstellen, das in vielen Aus­
einandersetzungen und Konflikten 
durchgesetzt wurde und immer noch 
äußerst umkämpft ist. Bei der Etablie­
rung dieses neuen, als "neoliberal" 
charakterisierbaren Gesellschaftspro­
jekts haben nicht zuletzt auch die so­
genannten "neuen sozialen Bewegun­
gen" eine ebenso bedeutsame wie am­
bivalente Rolle gespielt. 

Die Krise des Fordismus wurde 
durch eine ganze Reihe von einander 
relativ unabhängiger Prozesse hervor­
gerufen. Dabei sind vor allem, so 
Hirsch, der Zusammenhang und die 
wechselseitige Verstärkung von kri­
senträchtigen Entwicklungen auf na­
tionalstaatlicher und internationaler 
Ebene hervorzuheben (5). Im Kern 
wurde die Krise des Fordismus durch 
einen strukturellen Rückgang der Ka­
pitalrentabilität in allen kapitalisti­
schen Metropolen verursacht. Dies 
war die Folge eines - wenn auch bran­
chenmäßig und länderweise unter­
schiedlich - starken Rückgangs der 
Profitrate, der aber nicht allein unter 
Rückgriff auf eine allgemeine Kapital­
gesetzlichkeit, sondern nur unter 
Berücksichtigung der ökonomischen 
und politischen Gesamtstruktur dieser 
Gesellschaftsformation zureichend er­
klärt werden kann. 

Grundlegend dafür war, daß sich 
die im fordistisch-tayloristischen Ak­
kumulationsregime liegenden Pro­
duktivitätsreserven allmählich zu er-
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schöpfen begannen. Einen offen kri­
senhaften Charakter erhielt dieser 
Prozeß aber erst dadurch, daß er die 
Fundamente des herrschenden Staats­
interventionistischen Regulationsmo­
dus untergrub. Der institutionalisier­
te sozialstaatliche Verteil ungsmecha­
nismus und die strukturkonservieren­
den Subventionspolitiken konnten 
nicht mehr aus starken Sozialpro­
duktzuwächsen finanziert werden. 
Die fordistisch -sozialstaa tlich-key­
nesiansche Regulationsweise, die 
über Jahre hinweg eine Stütze der 
Kapitalakkumulation war, wurde da­
mit zu deren Hemmnis (6) .  Die enge 
Verzahnung von Massenkonsum, So­
zialstaat und Kapitalakkumulation, 
die das "Goldene Zeitalter" des For­
dismus (7) gekennzeichnet hatte, zer­
brach. 

In diesem Zusammenhang weist 
Hirsch darauf hin, daß die Ursachen 
der Krise nicht nur im Inneren der ein­
zelnen nationalen Ökonomien zu su­
chen sind. Sie müssen auch in einer 
wachsenden Destabilisierung der in­
ternationalen Regulation gesucht wer­
den. So war das aufgrund seiner hohen 
Arbeitsproduktivität international 
enorm konkurrenzfähige US-Kapital 
stark an der Liberalisierung des Welt­
handels und einer Öffnung neuer Inve­
stitionsgebiete interessiert, mit der 
Folge, daß die Liberalisierung der 
Märkte und die wachsende Internatio­
nalisierung des Kapitals der für das 
fordistische Akkumulationsregime ty­
pischen Binnenmarktorientierung all­
mählich ein Ende setzten. Multinatio­
nale Konzerne wurden daher zu immer 
bestimmenderen ökonomischen Ak­
teuren. Innerhalb der nationalen Öko­
nomien nahm die Bedeutung des Ex­
portsektors wieder zu, was dazu führ­
te, daß die Kapitalverwertung von der 
Entwicklung der Masseneinkommen 
im nationalen Rahmen nicht nur un­
abhängiger wurde, sondern daß die 
Lohnhöhe als Kostenfaktor im inter­
nationalen Wettbewerb immer wichti­
ger erschien (8}.  
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Zugleich entstanden aus der kredit­
finanzierten Schuldenexpansion wach­
sende inflationäre Tendenzen. Die in­
ternationalen Handels- und Kapital­
ströme gerieten daher immer mehr aus 
dem Gleichgewicht. Schließlich kam 
es zum Zusammenbruch des Bretton­
Woods-Systems. Wesentlicher Grund 
dafür war, daß die USA ihre auf öko­
nomischem Gebiet international be­
herrschende Stellung verloren und ei­
nige europäische Staaten sowie Japan 
einen erfolgreichen wirtschaftlichen 
Aufholprozeß in Gang gesetzt hatten 
(9). Ihr Erfolg beruhte nicht so sehr 
darauf, daß sie das US-amerikanische 
Gesellschaftsmodell einfach kopier­
ten, sondern daß es ihnen ihre internen 
gesellschaftlichen und politischen 
Strukturen erlaubten, alternative 
Ausprägungen fordistischer Akkumu­
lations- und Regulationsweisen zu 
entwickeln und diese erfolgreich mit 
dem Weltmarkt zu verbinden (10} .  

Der unumgängliche Kollaps des 
Schuldensystems wurde dadurch aus­
gelöst, daß Anfang der achtziger Jahre 
die Reagan-Administration eine neo­
konservativ-monetaristische wirt­
schaftspolitische Wende vollzog und 
versuchte, die bedrohte internationale 
Vorherrschaft der USA mittels eines 
gigantischen Aufrüstungsprogramms 
wiederherzustellen. Dies führte zu ei­
ner weltweiten Zinserhöhung und ei­
nem starken Anstieg des Dollarkurses, 
was vielen hochverschuldeten Län­
dern Zinszahlungen und Kredittilgun­
gen nun vollends unmöglich machte. 
Auf diese Weise schlug die Krise des 
Fordismus, so Hirsch, die in den sieb­
ziger Jahren in den kapitalistischen 
Zentren eingesetzt hatte, erst mit einer 
gewissen zeitlichen Verzögerung, dann 
allerdings mit noch gravierenderen 
Wirkungen auf die kapitalistische Pe­
ripherie durch. 

Die Krise des Fordismus hat aller­
dings nicht nur ökonomisch-politische 
Ursachen, sondern beruht auch dar­
auf, daß diese Entwicklungen mit ei­
nem Zerbröseln des ideologischen 
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Kitts verbunden waren, der diese Ge­
sellschaft zusammenhielt. Der durch 
Bürokratisierung, Reglementierung 
und Normierung gekennzeichnete "Si­
cherheitsstaat" wurde Ziel einer 
wachsenden öffentlichen Kritik, die in 
einem beginnenden allgemeinen Wer­
tewandel ihren Ausdruck fand. Öko­
nomische Krisenerscheinungen, das 
Zerbröckeln des Sozialstaats und das 
Ende des einstmals für unendlich ge­
haltene ökonomische Wachstum, so 
Hirsch, verbanden sich im Kontext 
neuer W ertorientierungen und Fra­
testbewegungen zu der sich allmählich 
ausbreitenden Überzeugung, daß das 
fordistische Gesellschaftsmodell - sei­
ne ökonomischen Strukturen und die 
von ihm bestimmten Lebensverhält­
nisse - keine Perspektive mehr habe. 

Die Krise des Fordismus war also 
nicht nur eine Krise der Kapitalver­
wertung, sondern damit verbunden 
auch eine der Hegemonie, der herr­
schenden gesellschaftlichen Ord­
nungs- und Entwicklungsvorstellun­
gen. Für Hirsch ist es somit zu einfach, 
die Krise des Fordismus alleine durch 
die Aktivitäten des internationalen 
Kapitals erklären zu wollen. In diesem 
Zusammenhang bleibt jedoch grund­
sätzlich festzuhalten, daß der Kapital­
akkumulation grundsätzlich die Ten­
denz innewohnt, die Profitrentabilität 
und damit den Bestand und die Ent­
wicklung der kapitalistischen Gesell­
schaft zu untergraben. Die Krise des 
Fordismus ist somit nur die historisch 
bestimmte Form, in der diese allge­
meine Gesetzmäßigkeit zum Ausdruck 
kommt. 

Das bedeutet, daß eine Lösung der 
Fordismuskrise in einer strukturellen 
Wiederherstellung der Kapitalverwer­
tungsbedingungen bestehen muß. Dies 
deshalb, so Hirsch, da eine radikale, 
nicht-kapitalistische Alternative be­
kanntlich von keinem gefordert wird. 
Dieser höchst umkämpfte Prozeß ist 
immer noch im Gang und sein Aus­
gang offen. Einige seiner Dimensionen 
und Entwicklungsrichtungen werden 
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jedoch allmählich deutlicher. So wur­
de damit begonnen, ein neues, "post­
fordistisches" Akkumulationsmodell 
zu installieren, das durch die Ein­
führung neuer Produkte, neuer Pro­
duktions- und Kommunikationstech­
nologien, eine grundlegende Verände­
rung der Formen von Betriebs- und 
Arbeitsorganisation und die damit 
verbundene "Flexibilisierung" der Ar­
beitsverhältnisse gekennzeichnet ist. 

Prinzipiell geht es darum, die Profi­
tabilität des Kapitals durch eine 
strukturelle Senkung der Lohnkosten, 
durch die Einführung neuer Stoffe 
und Verfahrenstechniken und durch 
eine ebenso grundlegende Erhöhung 
von Laufzeit und Nutzungsintensität 
der immer kapitalintensiveren Pro­
duktionsanlagen wiederherzustellen. 
Diese technologische Offensive dient 
nicht nur der umfassenden Rationali­
sierung des kapitalistischen Produkti­
onssystems, sondern beinhaltet - nicht 
zuletzt durch eine massive Freisetzung 
von Arbeitskräften - vor allem auch 
einen Angriff auf die institutionali­
sierten gesellschaftlichen Kräftever­
hältnisse der fordistischen Regulation. 

Unter erheblichen Auseinanderset­
zungen, aber mit zunehmendem Erfolg 
werden gesellschaftliche "Deregulie­
rungs"-Maßnahmen durchgesetzt, de­
nen viele der einmal erreichten Stan­
dards in bezug auf Arbeitsplatzgaran­
tien, rechtliche und kollektivvertragli­
ehe Normierung der Arbeitsverhält­
nisse, Arbeitszeitregelungen, soziale 
Absicherung und Entlohnung zum Op­
fer fallen. Diese Umwälzung der öko­
nomischen und gesellschaftlichen Ver­
hältnisse in den kapitalistischen Zen­
tren wurde unterstützt und begleitet 
von einem neuen Internationalisie­
rungsschub, dem der Charakter einer 
neuen historischen Phase der Globali­
sierung des Kapitalverhältnisses zuzu­
sprechen ist. Dies drückt sich in einer 
radikalen Liberalisierung vor allem 
der Geld- und Kapitalmärkte, einer 
Verdichtung und Beschleunigung der 
Kommunikationsnetze, einer Verein-
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heitlichung kultureller Muster und 
Konsumstandards und in einer fort­
schreitenden Internationalisierung der 
Produktion aus (12) .  

Das bedeutet jedoch nicht, daß na­
tionalstaatliche Regulationszusam­
menhänge als politische Institutionali­
sierungsweisen globaler Klassenver­
hältnisse bedeutungslos geworden 
wären. Das internationale Kapital be­
ginnt nur, sich in ganz anderer Form 
und in einer sehr viel flexibleren Wei­
se auf diese zu beziehen. Seine ent­
scheidende Dimension gewinnt der 
neue Schub der Internationalisierung 
des Kapitals jedoch dadurch, daß es 
durch die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien mög­
lich geworden ist, verschiedene Unter­
nehmensaktivitäten in bisher nicht be­
kanntem Umfang räumlich zu zerle­
gen. 

Die neue Beweglichkeit des Kapitals 
eröffnet nicht nur erhebliche Rationa­
lisierungsspielräume, sondern ver­
größert auch die Möglichkeit, auf na­
tionaler Ebene organisierte Arbeitneh­
mergruppen und Gewerkschaften ge­
geneinander auszuspielen (13) .  Sie er­
weist sich als besonders wirksames 
Kampfmittel beim Versuch, auch in 
den kapitalistischen Zentren Löhne 
und Arbeitsbedingungen zu ver­
schlechtern. Voraussetzung für den 
Erfolg dieser Strategie der Flexibili­
sierung und Globalisierung war eine 
ganze Reihe institutioneller, rechtli­
cher und politischer Maßnahmen zu 
einer weiteren Liberalisierung der 
Waren-, vor allem aber der Kapital­
und Finanzmärkte. Dies war auch des­
halb notwendig, weil die Durchset­
zung der neuen Technologien die Ka­
pitalintensität und die industriellen 
Kapazitäten stark ansteigen ließ, was 
einen Zwang zur massiven Erweite­
rung der Absatzmärkte beinhaltet. 

Nach Hirsch besteht die Logik der 
neuen "postfordistischen" Akkumula­
tionsstrategie im Kern in einer Ratio­
nalisierung und Flexibilisierung durch 
Globalisierung. Er weist in diesem Zu-
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sammenhang auch darauf hin, daß 
dies politisch vorbereitet und durch­
gesetzt werden muß, was durch die 
weltweit an die Macht gelangten neoli­
beralen und neokonservativen Regie­
rungen auch nach und nach bewerk­
stelligt wurde (14) .  Die Globalisierung 
steht auch schon deshalb nicht in ei­
nem einfachen Gegensatz zur Natio­
nalstaatlichkeit, weil sie selbst von na­
tionalen Regierungen durchgesetzt 
und ermöglicht wurde. Im Grunde 
handelt es sich bei der kapitalistischen 
Globalisierungsoffensive um eine 
Strategie, die nicht so sehr auf die 
Auflösung einzelstaatlicher Regulati­
on überhaupt, sondern auf eine Zer­
schlagung der keynesianisch-staatsre­
formistischen Regulationsweise des 
Fordismus abzielte. Eine Folge dieser 
Entwicklung besteht somit in einer 
starken Verschiebung der internatio­
nalen ökonomischen und politischen 
Strukturen sowie der weltweiten kapi­
talistischen Dominanz- und Abhän­
gigkeitsverhältnisse (15) .  

Angesichts des sich globalisierenden 
Kapitalverhältnisses gibt es über­
haupt kein Land mehr, das von der 
Dynamik des weltumspannenden Ak­
kumulations- und Zirkulationsprozes­
ses - etwa in Form spekulativer Kapi­
talbewegungen und Wechselkurs­
schwankungen - auch nur relativ un­
abhängig wäre. Die Alternative be­
steht nach Hirsch nicht zwischen "Ab­
hängigkeit" oder "Autonomie" ,  son­
dern zwischen der passiven Unterwer­
fung unter die Dynamik des globalen 
Akkumulationsprozesses und der Be­
wahrung oder Gewinnung von Spiel­
räumen, die es ermöglichen, die Art 
und Weise der Eingliederung in den 
Weltmarkt zu beeinflussen. Dafür sind 
sowohl die Folgewirkungen der alten 
fordistischen Ausbeutungs- und Un­
terwerfungsverhältnisse als auch die 
inneren gesellschaftlichen Kräftekon­
stellationen entscheidend. 

Somit gibt es nicht einen Typ von 
"Entwicklung" ,  sondern eine ganze 
Skala möglicher, mehr oder weniger 
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"aktiver" Formen der Weltmarktinte­
gration. Unter den Bedingungen des 
sich globalisierenden Kapitalverhält­
nisses erscheint es deshalb den Men­
schen oftmals als vorteilhafter, wenig­
stens der direkten Ausbeutung durch 
das Kapital unterworfen zu sein, als 
völlig abgehängt zu werden. Dies er­
klärt nach Hirsch auch die zum Teil 
weltweite Anziehungskraft dieser Ge­
sellschaftsordnung und den offen­
sichtlichen Drang der Menschen zum 
Kapitalismus. Die Misere besteht nur 
darin, daß gerade das globale Kapital­
verhältnis eine in den Arbeits- und Le­
bensverhältnissen einigermaßen ein­
heitliche Entwicklung nicht zuläßt, 
sondern die gesellschaftlichen und 
ökonomischen Ungleichheiten immer 
weiter vertieft. 

Die Durchsetzung eines neuen, glo­
balen kapitalistischen Akkumulati­
onsregimes kann jedoch nicht erfolg­
reich sein, wenn es nicht zur Etablie­
rung einer entsprechenden Regulati­
onsweise sowohl auf nationaler als 
auch internationaler Ebene kommt. 
Unter den Bedingungen der jetzt be­
herrschend gewordenen kapitalisti­
schen "Triade" wäre internationale 
Regulation von der Bereitschaft dieser 
drei Zentren abhängig, sich längerfri­
stig kooperativ zu verhalten und ein 
entsprechend neu aufzubauendes in­
ternationales Institutionensystem ge­
meinsam zu garantieren. Dem steht 
aber die eher zunehmende Konkurrenz 
zwischen den kapitalistischen Metro­
polen entgegen. Daß es einstweilen 
noch gelingt, gefährlichere Konflikte 
zu vermeiden, hängt nach Hirsch vor 
allem damit zusammen, daß die USA ­
neben ihrer nach wie vor beherrschen­
den Stellung auf den Finanzmärkten -
die unangefochten stärkste Militär­
macht geblieben sind. 

Ausdruck und Folge des neuen Glo­
balisierungsschubs ist auch, daß neben 
dem System der nationalen und inter­
nationalen Staatenorganisation ande­
re, formell private Akteure zuneh­
mend die ökonomischen und politi-
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sehen Prozesse bestimmen. Das gilt, so 
Hirsch, vor allem für die multinatio­
nalen Konzerne, die zwar nicht unab­
hängig von den bestehenden politi­
schen Regulationszusammenhängen 
operieren können, aber in der Lage 
sind, in den verschiedenen ökonomi­
schen Zentren der "Triade" gleichzei­
tig präsent zu sein. Daneben wächst 
aber auch die Bedeutung international 
operierender "Nichtregierungsorgani­
sa tionen" der verschiedensten Art, et­
wa von parteinahen politischen Agen­
turen, Verbandszusammenschlüssen, 
Forschungsverbünden und Entwick­
lungs-, Hilfs- und Menschenrechtsor­
ganisationen. Als Beispiel führt Hirsch 
die Umweltpolitik an, die nun ihr Ope­
rationsfeld angesichts der herrschen­
den Krisen und Konflikte über die na­
tionalstaatlichen Grenzen hinweg aus­
dehnen muß. 

Als Folge dieser Entwicklungen 
bleibt festzuhalten, daß mit dem For­
dismus und im Zuge des von seiner 
Krise vorangetriebenen Globalisie­
rungsschubs auch der historische Ty­
pus von nationalstaatlicher Demokra­
tie zu Ende geht. Die entscheidende 
Problematik nach Hirsch liegt darin, 
daß mit der Erosion der Nationalstaa­
ten das mit ihnen verbundene demo­
kratische Institutionensystem eben­
falls mehr und mehr ausgehebelt wird. 
Es bleibt zwar formell erhalten, kann 
aber immer weniger die einmal er­
reichten Standards von demokrati­
scher Beteiligung und Mitbestimmung 
gewährleisten. Weil aber das einzel­
staatliche System als struktureller 
Ausdruck des kapitalistischen Pro­
duktionsverhältnisses nicht nur beste­
hen bleibt, sondern sich mit dessen 
globaler Ausbreitung und Vertiefung 
und im Zuge des Zusammenbruchs in­
ternationaler Hegemonialstrukturen 
in gewisser Weise sogar noch schärfer 
ausprägt, sind praktisch keinerlei An­
sätze zur Entwicklung eines demokra­
tischen Institutionensystems jenseits 
der nationalstaatliehen Ebene erkenn­
bar (16) .  
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Vor diesem Hintergrund werden im 
dritten Kapitel des Buches die Grund­
züge des sich im Zuge dieses Globali­
sierungsschubs herausbildenden "na­
tionalen Wettbewerbsstaates " skiz­
ziert. Hirsch gelangt hierbei zur Auf­
fassung, daß damit ein gesellschaft­
lich-politisches System entsteht, das 
mit den Faschismen und Staatstotali­
tarismen des 20.  Jahrhunderts, aber 
auch mit traditionellen Formen der 
kapitalistischen Demokratie wenig 
Gemeinsamkeiten hat, sondern einen 
historisch durchaus neuen Typ kapita­
listischer Herrschaft bezeichnet, wo­
bei die Tendenzen zur Herausbildung 
einer neuen, nämlich "zivilgesell­
schaftlichen" Form von Totali taris­
mus bedeutsam ist. 

Im Widerspruch zum herrschenden 
neoliberalen Diskurs, der den Markt 
als perfekte Regulationsinstanz und 
Privatisierung als Allheilmittel für al­
le gesellschaftlichen Probleme preist, 
wird die umfassende Organisierung 
und Mobilisierung der Gesellschaft für 
die Zwecke der Standortkonkurrenz 
durch den Staat zum immer entschei­
denderen Faktor. Weniger der liberale 
"Nachtwächterstaat" ,  so Hirsch, als 
das neokonservative Projekt eines neu 
formierten autoritären Etatismus 
steht also auf der Tagesordnung. Pri­
vatisierung ist mittlerweile selbst zu 
einer staatlich-politischen Strategie 
geworden. Mit der systematischen 
Ausweitung der Ungleichheiten und 
Diskriminierungen im sozialstaatli­
ehen System sollen nicht nur Kosten 
gespart und der Staat schlanker ge­
macht, sondern vor allem auch die 
Konkurrenz der Arbeitskräfte unter­
einander mobilisiert und Leistung als 
Bereitschaft zur Übernahme unange­
nehmer oder schlecht entlohnter Ar­
beiten erzwungen werden. Hirsch ist 
in diesem Zusammenhang voll zuzu­
stimmen, wenn er weiter ausführt, daß 
der Staat selbst die gesellschaftlichen 
Spaltungsprozesse organisier�. 

Der Antikommunismus als Integra­
tionsideologie hat mittlerweile seine 
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Wirkung eingebüßt und wird inzwi­
schen nur noch höchst mühsam und 
immer weniger erfolgreich aufrecht­
zuerhalten versucht. An die Stelle die­
ser Feindkonstruktion ist ein fast un­
überschaubares Feld von Gefährdun­
gen und Bedrohungen getreten, das 
aus international organisierten krimi­
nellen Banden, obskuren Mafias, Asy­
lanten, Fundamentalisten und Terro­
risten unterschiedlichster Provenienz 
besteht. Der Sicherheitsdiskurs, so 
Hirsch, verschiebt sich damit von poli­
tischer Systemgegnerschaft auf Kri­
minalität im weitesten Sinne. 

Dieser Wandel hat jedoch seine rea­
len Grundlagen. Gesellschaftliche 
Spaltungen und Marginalisierungs­
prozesse wirken ebenso kriminalitäts­
fördernd wie das Abdrängen ganzer 
Bevölkerungsgruppen in die Unter­
grundökonomie. Dasselbe gilt für die 
Etablierung eines gesellschaftlichen 
Selbstverständnisses, das individuel­
les Durchsetzungsvermögen um jeden 
Preis zur Leitformel erhebt. Kaum 
Zweifel besteht darin, daß durch in­
ternationale Finanzspekulation, Sub­
ventionsbetrug und ähnliches ange­
richteten materiellen Schäden in kei­
nem Verhältnis zu den Folgen alltägli­
cher Kriminalität stehen, auf die sich 
die öffentliche Aufmerksamkeit vor 
allem richtet. 

Entsprechend verändert sich auch 
die Struktur des staatlichen Repressi­
ons-, Kontroll- und Überwachungsap­
parats. Paradigmatisch für diese Ent­
wicklung ist für Hirsch der sogenann­
te "große Lauschangriff" ,  d. h. die fak­
tisch kaum noch eingrenzbare Berech­
tigung staatlicher Ermittlungs- und 
Strafverfolgungsbehörden, Gespräche 
in Privatwohnungen abzuhören. Die­
ser Eingriff in den absoluten Kernbe­
stand bürgerlicher Freiheitsrechte 
wird mit dem Kampf gegen die organi­
sierte Kriminalität gerechtfertigt, ob­
wohl erkennbar ist, daß seine diesbe­
züglichen Wirkungen eher bescheiden 
ausfallen werden. Übrig bleibt somit 
ein Instrumentarium, das grundsätz-
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lieh gegen beliebige "Objekte" ein­
setzbar und damit eine qualitativ neue 
Stufe des Überwachungsstaates ist. 

Gleichwohl bleibt der perfekt funk­
tionierende und alles umfassende 
Überwachungsstaat nach Hirsch 
schon deshalb eine Utopie, weil auch 
sein noch so zügiger Ausbau den ge­
sellschaftlichen Entwicklungen immer 
nur hinterherlaufen kann. Das Aus­
einanderfallen der Gesellschaft in ein 
komplexes Gemenge von Gruppen und 
Milieus, die Erosion der überkomme­
nen Integrationsinstitutionen von der 
Familie bis hin zu den Parteien und 
die Vervielfältigung der Formen un­
konventionellen politischen Handeins 
stellen die Überwacher selbst dann vor 
unlösbare Aufgaben, wenn ihre tech­
nischen Mittel immer perfekter wer­
den. Die üblich gewordene Konstruk­
tion von Bedrohungsszenarien bein­
haltet deshalb bemerkenswerte Rea­
litätsverzerrungen, d. h. eine wachsen­
de Datenflut schafft nicht unbedingt 
leicht verwertbare Erkenntnisse. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, 
daß der institutionalisierte Sicher­
heits- und Überwachungsstaat nicht 
unbedingt die entscheidende Bedro­
hung demokratischer Verhältnisse 
darstellt. Wichtiger ist die Entwick­
lung einer historisch neuen Form von 
Totalitarismus, die überhaupt nicht 
mehr entscheidend vom Staatsapparat 
ausgeht, sondern in den Strukturen 
der "Zivilgesellschaft" wurzelt (17) .  In 
der Tat wird das Ereignis als Ergebnis 
eines freien, von ökonomischen und 
institutionellen Strukturen nicht völ­
lig vorbestimmten Handeins autono­
mer Subjekte zusehends durch media­
le politische und kommerzielle Insze­
nierungen ersetzt. Diese, so Hirsch, 
verdrängen das Bewußtsein von der 
Möglichkeit und Notwendigkeit einer 
praktischen Gestaltung gesellschaftli­
cher Verhältnisse. Gesellschaft wird in 
ihrer vorfindliehen Gestalt zum nicht 
mehr hinterfragbaren Schicksal (18) .  

Grundlage dieser Entwicklung ist 
die Durchsetzung eines postfordisti-
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sehen Vergesellschaftungsmodus, der 
durch Privatisierung, soziale Spaltung 
und Konkurrenz bei gleichzeitiger 
Funktionalisierung und Mobilisierung 
der Menschen für den Wirtschafts­
krieg der Wettbewerbsstaaten gekenn­
zeichnet ist. 

Der zivilgesellschaftliche Totalita­
rismus unterscheidet sich jedoch sehr 
grundlegend von den großen tota­
litären Systemen dieses Jahrhunderts. 
Er stellt eine neue politische Form des 
Kapitalismus dar, die über den Fordis­
mus des 20 .  Jahrhunderts hinausweist. 
Eine gewisse Gemeinsamkeit mit den 
alten totalitären Systemen besteht je­
doch darin, daß es auch im Wettbe­
werbsstaat vor allem darum geht, 
ganze Bevölkerungen im Sinne eines 
umfassenden Wirtschaftsprojekts für 
den internationalen Konkurrenz­
kampf zu mobilisieren (19) .  

Dies geschieht indessen weniger 
durch eine auf physische Gewalt und 
politischen Terror gestützte Diktatur, 
sondern im institutionellen Rahmen 
der liberalen Repräsentativdemokra­
tie und auf der Basis einer global frei­
gesetzten Marktökonomie. Im Kern ist 
der zivilgesellschaftliche Totalitaris­
mus aber vor allem dadurch gekenn­
zeichnet, daß er die bestehenden ge­
sellschaftlichen, ökonomischen und 
politischen Verhältnisse erfolgreich 
als unveränderlich erklärt und gleich­
zeitig die Nationen, Regionen und Ge­
meinschaften in einen sich verschär­
fenden Kampf um die Sicherung oder 
Schaffung relativer Privilegien ver­
strickt. Die Freiheitsbedrohung resul­
tiert somit nicht vorrangig aus staatli­
chem Zwang, sondern daraus, daß die 
Möglichkeit einer gesellschaftsgestal­
tenden und -verändernden Praxis 
schon aus dem Bewußtsein der Men­
schen ausradiert wird. 

Die Krise des fordistischen Kapita­
lismus hat der in der Nachkriegszeit 
verbreiteten Vorstellung von der Mög­
lichkeit einer allgemeinen, gleichge­
wichtigen, durch staatliche Regulie­
rung angeleiteten industriellen Ent-
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wicklung der Welt nachhaltig den Bo­
den entzogen. Die neoliberale Deregu­
lierung und Flexibilisierung haben mit 
der damit verbundenen Unterhöhlung 
nationalstaatlicher Regulationszusam­
menhänge dazu geführt, daß es für die 
verschiedenen Länder und Regionen 
der Welt nicht einmal mehr die Illusion 
einer gemeinsamen Entwicklungsper­
spektive gibt. Die Globalisierung des 
Kapitalismus läßt die Welt damit poli­
tisch, ökonomisch und sozial in ein Ge­
menge konkurrierender und von ihren 
Möglichkeiten und Ausgangsbedingun­
gen her höchst ungleicher W ettbe­
werbsstaaten zerfallen. Eine brisante 
Konsequenz der wettbewerbsstaatli­
chen Standortpolitik besteht in der sich 
verschärfenden Mobilisierung regiona­
ler ökonomischer und politischer Kon­
kurrenzen, d. h. je mehr nationale und 
regionale Standorte um die Herstellung 
günstiger Verwertungsbedingungen für 
das internationale Kapital konkurrie­
ren müssen, desto stärker wird der 
Druck zur Identifizierung der jeweili­
gen Bevölkerung mit der Logik des ka­
pitalistischen Akkumulationsprozesses 
über alle Klassengrenzen hinweg. 

Statt an den Kategorien ökonomi­
scher Gruppen oder Klassen werden 
materielle Interessen zunehmend an 
regionalen oder nationalen Zugehörig­
keiten festgemacht. Somit erscheint 
der Weltmarkt als ökonomisches Null­
summenspiel: Was die einen gewinnen, 
verlieren die anderen. Da gegenwärtig 
weder die Konzepte noch die sozialen 
Kräfte für eine Überwindung des um­
fassend gewordenen kapitalistischen 
Produktionsverhältnisses sichtbar 
sind, kann es zunächst, so Hirsch, nur 
darum gehen, eine politische Kontrolle 
des globalen Akkumulationsprozesses 
wiederherzustellen. Es geht also um 
die Durchsetzung von Formen der Re­
gulation, die diejenigen Minimalstan­
dards von sozialer Sicherheit, materi­
eller Freiheit und demokratischer 
Selbstbestimmung gewährleisten, oh­
ne die eine emanzipative Entwicklung 
nicht möglich ist. 
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Karl Polanyi (1990} hat gezeigt, daß 
eine kapitalistische Gesellschaft, die 
aufgrund ihrer ökonomischen Dyna­
mik ihre eigenen sozialen Grundlagen 
zu zerstören droht, politische und so­
ziale Gegenkräfte zu entwickeln ver­
mag. Derartige gesellschaftliche Selbst­
schutzreaktionen kommen freilich we­
der automatisch noch im Gefolge einer 
historisch wirkenden Vernunft zu­
stande, sondern sind daran gebunden, 
daß es Kräfte gibt, die andere Verge­
sellschaftungsformen gegen die Dyna­
mik des Kapitals durchzusetzen ver­
mögen (20). 

Alle diese Überlegungen münden 
letztendlich in die Frage, wer was tun 
könnte, damit die Chance zur Realisie­
rung einigermaßen vernünftiger, ge­
rechter und freier Verhältnisse erhal­
ten bleibt. In einer solchen Situation 
kann es jedoch nicht darum gehen, 
strategische Blaupausen und politi­
sche Rezepte zu entwickeln. Vielmehr 
kommt es darauf an, die bestimmen­
den gesellschaftlichen Strukturen und 
Entwicklungen mit ihren Wider­
sprüchen zu erkennen. Aus dem globa­
len Kapitalismus und seinen institu­
tionellen Strukturen wie Staat und 
Staatensystem kann jedoch, so Hirsch, 
nicht einfach ausgetreten werden. So­
mit muß emanzipative Politik aus der 
bestehenden Gesellschaft und ihren 
Widersprüchen heraus entstehen und 
ist deshalb nur als schwieriger und 
langwieriger Erfahrungs-, Auf­
klärungs- und Lernprozeß zu begrei­
fen. 

In diesem Zusammenhang bleibt 
festzuhalten, daß emanzipative Verän­
derungen in den sozialen Bewußt­
seins- und Lebensformen sowie den 
Arbeitsteilungs- und Produktionsver­
hältnissen durch staatlichen Eingriff 
und Zwang kaum zu bewerkstelligen 
sind. Als Beispiel dafür verweist 
Hirsch auf die Verstaatlichung der 
Produktionsmittel, die die Ausbeu­
tung und Herrschaft nicht beseitigen 
konnte. Deshalb bleibt die Umwäl­
zung gesellschaftlicher Verhältnisse 
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eine Angelegenheit der Menschen 
selbst, eine Frage konkreter Praxis, 
die im unmittelbaren Lebenszusam­
menhang ansetzen muß. 

Der Widerspruch, daß ein demokra­
tischer Prozeß nicht auf die bestehen­
den gesellschaftlichen und institutio­
nellen Strukturen setzen und sich den­
noch aus ihnen heraus entwickeln 
kann, wird durch die massive Ein­
schränkung nationalstaatlicher Hand­
lungsspielräume im Zuge der Globali­
sierung weiter verschärft. Dem Diktat 
der Standortkonkurrenz unterworfen, 
scheinen die Spielräume demokrati­
scher Politik und Gesellschaftsgestal­
tung im vorhandenen institutionellen 
Rahmen immer enger zu werden. Eine 
Politik der Befreiung kann sich daher 
nicht auf staatliche Institutionen und 
Strukturen gründen, sondern bedarf 
der gesellschaftlichen Selbstorganisa­
tion, eines Netzwerks von praktischen 
Initiativen und Projekten sowie der 
Produktion von Wissen und der Ver­
mittlung von Erfahrungen jenseits 
staatlicher Macht- und ökonomischer 
Verwertungsinteressen. 

In diesem Zusammenhang plädiert 
Hirsch für eine "Kulturrevolution " im 
umfassenden Sinne. Sie bedarf ganz 
neuer Formen demokratischer Selbst­
organisation und gesellschaftlicher 
Praxis. Es geht mithin darum, die 
Trennung von Ökonomie und Politik, 
von privat und öffentlich, die in den 
bürgerlich-demokratischen Struktu­
ren verwurzelten Spaltungs- und Aus­
schließungsmechanismen durch prak­
tische Organisations- und Kooperati­
onsansätze zu überwinden. 

Mangels ökonomischer Machtposi­
tionen und angesichts des Fehlens ei­
ner institutionellen demokratischen 
Struktur auf internationaler Ebene 
kommt es zunächst darauf an, eine un­
abhängige Öffentlichkeit gegen die 
Staatsapparate und gegen das kapita­
listische Unternehmensgeflecht, nicht 
zuletzt auch gegen eine sich interna­
tional beschleunigt monopolisierende 
Medienindustrie zu entwickeln. Die 
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schon heute sichtbaren Ansatzpunkte 
eines unabhängig vom System der Na­
tionalstaaten operierenden Geflechts 
von Projekten, Initiativen, Bewegun­
gen und Netzwerken sind höchst viel­
fältig. 

Eine ganz entscheidende Bedeutung 
haben nach Hirsch die Bemühungen 
um die Herstellung einer internationa­
len Produktionsöffentlichkeit, d. h. die 
Beschaffung und Verbreitung von In­
formationen über Forschungsaktivitä­
ten, Technologie- und Investitions­
strategien, über Lohn- und Arbeits­
verhältnisse vor allem der internatio­
nalen Konzerne. Letztendlich geht es 
nicht um einen neuen und noch per­
fekteren Staat, sondern um die Schaf­
fung neuer, dezentraler und koopera­
tiv verflochtener Strukturen. Zu­
nächst muß es - bedingt durch das feh­
len plausibler Konzepte - einmal um 
eine Erweiterung der politischen Kon­
trolle und eine Veränderung der sozia­
len Rahmenbedingungen der kapitali­
stischen Akkumulationsdynamik ge­
hen. Das ist nur durch eine umfassen­
de Demokratisierung möglich, die 
über die herrschenden staatlichen 
Strukturen hinausgeht. Erst daraus, so 
Hirsch, können sich auch sowohl die 
konkreten politischen und institutio­
nellen Formen als auch die sozialen 
Träger einer neuen Gesellschaftsord­
nung entwickeln. 

Gar nicht einfach zu beantworten, 
so Hirsch, ist allerdings die Frage, auf 
welche Kräfte sich ein solcher Prozeß 
heute noch stützen könnte. Eine Poli­
tik der Befreiung kann jedenfalls nicht 
mehr nur als Klassenpolitik im natio­
nalen Rahmen verstanden werden. Die 
Krise des Fordismus hat die Linke 
weiter gespalten. Zwischen einer sozi­
aldemokratisch-konservativen Lin­
ken, die defensiv an nationalstaatli­
ehen Klassenkompromissen und der 
subalternen Einbindung in das kapita­
listische Modernisierungsprojekt fest­
hält, immer noch vorhandenen ortho­
dox-sozialistischen und den stärker 
gewordenen libertär-alternativen Strö-
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mungen gibt es immer weniger politi­
sche Gemeinsamkeiten. In Zukunft ist 
es daher von entscheidender Bedeu­
tung, politische und institutionelle 
Formen zu finden, in denen die vor­
handenen Konflikte offen und öffent­
lich ausgetragen werden können und 
in denen es möglich wird, Überein­
stimmungen zu erarbeiten und Kom­
promisse zu formulieren. 

Der Kampf um die Durchsetzung ei­
nes Regulationsmodells, das eine de­
mokratischere und sozialere Alterna­
tive zum neoliberalen bietet, muß nach 
Hirsch auf nationalstaatlicher Ebene 
ansetzen. Es geht also darum, auf na­
tionalstaatlicher Ebene soziale Kom­
promisse zu erkämpfen, die mit ande­
ren Formen der Weltmarkteinbindung 
und der internationalen Kooperation 
verbunden sind, also um eine neue 
Weltwirtschaftsordnung, die der sich 
faktisch durchsetzenden "internatio­
nalen Arbeitsteilung" Alternativen 
entgegensetzt, eine Umweltpolitik, die 
sich nicht auf die schlichte Externali­
sierung ökologischer Kosten und Bela­
stungen reduziert, ein Menschenrechte 
und soziale Standards achtender Um­
gang mit Migrations- und Fluchtbe­
wegungen und vieles andere mehr (2 1) .  
Dies allerdings erfordert eine Verän­
derung der Arbeits- und Lebensfor­
men, der Konsumstile und Wertemu­
ster, die auch materielle Opfer und den 
Bruch mit herkömmlichen materiellen 
und kulturellen Orientierungen ein­
schließt. Voraussetzung dafür ist ein 
gesellschaftlicher Konsens, der nur 
demokratisch erreicht werden kann. 

Demokratische Politik kann sich so­
mit weniger denn je auf die Verab­
schiedung von Gesetzen auf der Basis 
parlamentarischer Mehrhei tsentschei­
dung und auf deren administrative 
Ausführung beschränken. Sie muß 
statt dessen vor allem Verfahrensrege­
lungen und Prozeduren festlegen, die 
die Beteiligung unterschiedlicher 
Gruppen an öffentlichen Diskussions-, 
Aushandlungs- und Kompromißbil­
dungsprozessen ("runde Tische")  fest-
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legen, die unter bestimmten Bedin­
gungen Vetorechte, Moratorien oder 
die kontinuierliche Überprüfung ein­
mal getroffener Entscheidungen er­
möglichen. Das einfache Mehrheits­
prinzip hat angesichts der Komple­
xität von Interessen und Problemen 
erheblich an demokratischer Legiti­
mität und politischer Rationalität ein­
gebüßt. Sie können von den bei einer 
Wahl zur Verfügung stehenden (par­
tei-)politischen Alternativen schon 
lange nicht mehr ausgedrückt werden. 

Und schließlich geht es auch um eine 
Dezentralisierung, d. h. die Rückverla­
gerung politischer Kompetenzen auf 
die lokale und regionale Ebene, denn 
regionale und lokale ökonomisch-ge­
sellschaftliche Zusammenhänge in­
nerhalb und quer zu den national­
staatlichen Grenzen gewinnen im Zu­
ge der Globalisierung des Kapitals oh­
nehin eine wachsende Bedeutung. 
Wichtig ist allerdings, daß durch einen 
solchen politischen Dezentralisie­
rungsprozeß der Wettlauf der Stand­
orte und die damit verbundenen Ten­
denzen der räumlichen Abschottung 
und des Errichtens immer neuer Mau­
ern nicht noch unterstützt wird. 

Es käme also darauf an, die mit der 
Globalisierung des Kapitals verbun­
dene Funktionsveränderung des Na­
tionalstaatensystems nicht passiv hin­
zunehmen, sondern aktiv politisch-in­
stitutionell zu gestalten. Dies umfaßt 
nach Hirsch sowohl eine grundlegende 
Revision der politischen Beteiligungs­
und Entscheidungsverfahren als auch 
die räumliche Neudefinition politi­
scher Gemeinschaften, also Föderali­
sierung im weitesten Sinne. Die herr­
schende Logik des globalisierten Kapi­
talismus besteht darin, daß Kapital in­
ternational zu flexibilisieren, die Men­
schen in nationalstaatliehen Grenzen 
festzuhalten, vorhandene demokrati­
sche Institutionengefüge zerfallen zu 
lassen und damit profitable politisch­
soziale Ausgrenzungs- und Spaltungs­
prozesse zu vertiefen. Dem kann nicht 
allein durch die Forderung nach einer 
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umfassenden Mobilität, sondern muß 
auch durch das Bemühen um die Re­
konstruktion demokratischer Verhält­
nisse jenseits von National- und 
"Welt-Staat" begegnet werden. Eine 
Politik, die auf die Realisierung und 
Ausweitung von Demokratie und 
Menschenrechten gerichtet ist, kann 
nicht von den bestehenden politischen 
Institutionen ausgehen und muß trotz­
dem institutionell sein, d. h. auf den 
Umbau des politischen Systems zielen. 

Ein Blick auf die Geschichte des Ka­
pitalismus zeigt, so Hirsch, daß die 
Zerstörerischen Tendenzen der profit­
gesteuerten Marktökonomie immer 
nur politisch, unter dem Druck demo­
kratisch-sozialer Gegenbewegungen, 
vorübergehend gebrochen werden 
konnten. Es bedurfte somit immer 
wieder einer politischen Reaktion der 
Gesellschaft auf ihre eigene ökonomi­
sche Dynamik, die bislang allerdings 
die Existenz des nationalstaatliehen 
politischen Institutionengefüges zur 
Voraussetzung hatte. Mit der Aushöh­
lung der nationalstaatliehen Rege­
lungskompetenz steht also grundsätz­
lich die Fähigkeit zur Debatte, auf 
immanente gesellschaftliche Krisen­
und Zerstörungstendenzen zu reagie­
ren. Von Sozialismus wird heute kaum 
noch geredet. Die Alternative der Bar­
barei hat sich mit dem Sieg des Kapi­
talismus aber keineswegs verflüchtigt. 
Im Gegenteil. 

Als Fazit kann festgehalten werden, 
daß das Buch von Hirsch eine der we­
nigen Untersuchungen ist, die insbe­
sondere jenen Personen aufs wärmste 
zu empfehlen ist, die sich zum einen 
mit Fragen der Globalisierung ausein­
andersetzen, und zum anderen nicht so 
recht wissen, wohin die globale Reise 
gehen wird. Zwar bietet das Buch von 
Hirsch kein Handlungsinstrumentari­
um an, jedoch wird der aufmerksame 
Leser grundlegend darüber informiert, 
daß die Globalisierung und deren Fol­
gen nicht als unvermeidliche und quasi 
gesetzmäßige Entwicklung anzusehen 
sind, sondern daß erstere ein ökono-
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misch-politisches Projekt darstellt, 
das in vielen Auseinandersetzungen 
und Konflikten durchgesetzt wurde 
und immer noch äußerst umkämpft ist. 
Voraussetzung für den Erfolg dieser 
Strategie der Flexibilisierung und 
Globalisierung war somit eine ganze 
Reihe institutioneller, rechtlicher und 
politischer Maßnahmen zu einer wei­
teren Liberalisierung der Waren-, vor 
allem aber der Kapital- und Finanz­
märkte. Letzteres wurde durch die 
weltweit an die Macht gelangten neo­
liberalen und neokonservativen Regie­
rungen auch nach und nach bewerk­
stelligt. 

J osef Schmee 

Anmerkungen 

(1)  Joachim Hirsch ist Professor an der 
Universität Frankfurt am Main und 
einer der wichtigsten Theoretiker der 
mittlerweile schon etwas in die Jahre 
gekommenen N euen Linken in der 
Bundesrepublik Insbesondere seine 
zwei Bücher "Der Sicherheitsstaat" 
(1980) und "Das neue Gesicht des Ka­
pitalismus" (1 986) wurden von der ra­
dikalen und universitären Linken 
stark diskutiert. Die aktuelle Arbeit 
schließt an die früheren Untersuchun­
gen zum Sicherheitsstaat an - unter 
dem Blickwinkel der eingetretenen 
Umwälzungen des globalen Kapitalis­
mus. Ausgehend von der Frankfurter 
Schule, dem französischen Neo-Mar­
xismus und der neueren Regulations­
theorie bietet "Der nationale Wettbe­
werbsstaat" auch einen ersten Ein­
stieg in die materialistische Staatskri­
tik. 

(2) Vgl. dazu vor allem Aglietta (1 979), 
Lipitz ( 1985), Jessop (1990) und Hirsch 
( 1990). 

(3) Hirsch (1995) 46. 
(4) Ebenda. 
(5) Ebenda 83. 
(6) Guttman (1994). 
(7) Hirsch ( 1 995) 84. 
(8) Dunford (1990) 3 1 7  ff. Dies berührt 

natürlich auch Länder wie Österreich, 
deren ökonomische Stabilität schon 
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immer auf einem starken Exportsek­
tor beruht hatte. 

(9) Altvater (1992) 23. 
(10) Hirsch (1995) 85. An dieser Stelle sei 

darauf hingewiesen, daß nicht zu Un­
recht der unter großen Verlusten verlo­
rene Vietnamkrieg als historischer 
Wendepunkt und als Markstein bei der 
Entwicklung der Fordismus-Krise gilt. 

(11 )  Hirsch (1995) 88. 
(12) Hirsch (1995) 89. 
(13) In Österreich läuft zur Zeit gerade ein 

Musterbeispiel dieser Internationali­
sierung des Kapitals ab. Gemeint ist 
der Fall " Semperit" in Traiskirchen, 
mit der gar nicht so unwahrscheinli­
chen Konsequenz der Schließung des 
Werkes. 

(14) Hirsch (1 995) 90. 
( 1 5) Die unumschränkte Vorherrschaft der 

USA wurde von einer kapitalistischen 
"Triade" mit Westeuropa und Japan 
als konkurrierende Zentren abgelöst. 

( 16) Das "globale" Dorf hat keine den 
herrschenden G lo balisierungstenden­
zen entsprechende politische Form. 
Das bedeutet, daß die auf national­
staatlicher Ebene schon einmal er­
kämpften Möglichkeiten zu einer poli­
tisch-demokratischen Beeinflussung 
der Marktdynamik wieder verloren zu 
gehen drohen. 

(17) Harrnah Arendt hat schon sehr früh 
darauf hingewiesen, "daß die außeror­
dentliche Gefahr der totalen Herr­
schaft für die Zukunft der Menschheit 
weniger darin besteht, daß sie tyran­
nisch ist und politische Freiheit nicht 
duldet, als daß sie jede Form der 
Spontaneität, das heißt das Element 
des Handeins und der Freiheit in allen 
Tätigkeiten, zu ertöten droht. Es liegt 
im Wesen dieser furchtbarsten Form 
der Tyrannis, daß sie ( . . .  ) die Möglich­
keit des Ereignisses aus der Politik 
auszuschalten strebt, um uns jenen 
automatischen Prozessen zu überant-

Wirtschaft und Gesellschaft 

warten, von denen wir ohnehin umge­
ben sind" (Arendt [1994] 223). 

(18) Herbert Marcuses Diagnose vom Her­
aufziehen einer Gesellschaft "eindi­
mensionaler Menschen" ist heute ak­
tueller denn je. 

(19) Hirsch (1995) 1 67 .  
(20) Ebenda 181 .  
(21)  Ebenda 197.  
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